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Öffentliche Haushalte 2008/2009: 
Spielräume für ein Konjunkturprogramm 

unzureichend genutzt

Nach dem überaus raschen Abbau der Haushaltsdefizite im zu Ende gegangenen Aufschwung ist die
Lage der öffentlichen Haushalte trotz der starken Abschwächung in diesem Jahr noch entspannt. Ohne
eventuelle Belastungen durch das Rettungspaket für die Finanzmärkte werden die Haushalte von Bund,
Ländern und Gemeinden insgesamt einen Überschuss von gut 4 Mrd. Euro aufweisen. Wenn man wie die
Bundesregierung von einer annähernden Stagnation der deutschen Wirtschaft im nächsten Jahr aus-
geht, ist 2009 mit einer deutlichen Verschlechterung der Finanzlage und einem Defizit von gut 8 Mrd.
Euro zu rechnen. Verglichen mit der Situation im letzten Abschwung wäre dies immer noch ein günsti-
ger Wert. Angesichts der großen Risiken durch die unabsehbaren Auswirkungen der Finanzmarktkrise
sollte die Finanzpolitik entschlossen die vorhandenen Spielräume nutzen und mit einem Konjunktur-
programm die Realwirtschaft stabilisieren. Das von der Bundesregierung beschlossene Maßnahmen-
bündel ist hierfür völlig unzureichend. Es ist mit knapp 4 Mrd. Euro im nächsten Jahr viel zu gering
dimensioniert und enthält zudem größtenteils wenig effektive Elemente. Durch ein hoch dosiertes und
gezieltes Konjunkturprogramm von mindestens 25 Mrd. Euro im nächsten Jahr ließe sich dagegen die
Stärke des Abschwungs vermindern und seine Dauer erheblich verkürzen.

Erstmals seit der Deutschen Einheit konnten die Haus-
halte der Gebietskörperschaften (Bund, Länder und
Gemeinden) 2007 insgesamt einen Überschuss ver-
buchen. Am Jahresende betrug das Plus in Abgren-
zung der Finanzstatistik 2,3 Mrd. Euro. In Abgrenzung
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) be-
stand indes immer noch ein Minus von 7,3 Mrd. Euro:
Das gesamtstaatliche Defizit (unter Einschluss der So-
zialversicherungen) belief sich auf 4 Mrd. Euro; dies
entsprach 0,2 % des Bruttoinlandsproduktes (BIP).1
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Der überaus rasche Abbau der Haushaltsdefizite in
den vergangenen Jahren war sowohl Folge einer fort-
gesetzt sparsamen Ausgabenpolitik als auch hoher
konjunkturbedingter Steuermehreinnahmen. Vor allem
die Gewinnsteuern trugen aufgrund explodierender
Unternehmensgewinne dazu bei, dass die Steuerein-
nahmen seit 2005 überdurchschnittlich expandierten.
Ein weiterer Grund war die kräftige Erhöhung der Um-
satzsteuersätze 2007, die mit einer teilweisen Senkung
der Sozialbeiträge einherging. Die sparsame Ausga-
benpolitik der letzten Jahre hat sich in allen wichtigen
Politikbereichen niedergeschlagen (Vesper 2008). Die
Einkommen im öffentlichen Dienst wurden ebenso ge-
kürzt wie die staatlichen Pensionszahlungen und Bei-
hilfen. Auch die staatlichen Sozialtransfers wurden
zurückgeschraubt, ebenso die öffentlichen Investiti-
onsausgaben, die inzwischen ein besorgniserregend

* IMK, Düsseldorf.

**  Finanzwissenschaftler, Berlin.
1 Bis vor Kurzem wurde vom Statistischen Bundesamt in der VGR

ebenfalls ein gesamtstaatlicher Überschuss (3,1 Mrd. Euro) ausge-
wiesen. Dieser Überschuss musste aufgrund einer Eurostat-Entschei-
dung korrigiert werden, nach der die Maßnahmen, die die Kreditanstalt
für Wiederaufbau zur Risikoabschirmung für die Deutsche Industrie-
bank AG im Jahr 2007 durchgeführt hatte, im Staatskonto zu buchen
sind (Statistisches Bundesamt 2008).



Der vorliegenden Prognose der Entwicklung der öf-
fentlichen Haushalte in den Jahren 2008 und 2009 liegt
eine Reihe von Annahmen zugrunde. Bezüglich der
wirtschaftlichen Entwicklung wird das Basisszenario
der Gemeinschaftsdiagnose vom Oktober dieses Jah-
res (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2008)
übernommen. In diesem Jahr wird daher von einem
Anstieg des realen BIP von 1,8 % und im nächsten
Jahr von 0,2 % ausgegangen. Eventuelle Ausgaben
durch das Rettungspaket der Bundesregierung für die
Finanzmärkte sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt
schwer prognostizierbar und werden daher nicht be-
rücksichtigt. Für die  fiskalischen Effekte des „Schutz-
schirms für Arbeitsplätze“ existiert mittlerweile ein
Finanztableau. Der Übersichtlichkeit halber werden sie
jedoch im Anschluss gesondert ausgewiesen.

2008: Öffentliche Haushalte bislang 
ausgeglichen

Im bisherigen Jahresverlauf sind die Steuereinnahmen
höher ausgefallen als vom „Arbeitskreis Steuerschät-
zungen“ im Mai (BMF 2008a) prognostiziert. Noch
haben sich die Auswirkungen der Finanzkrise nicht im
Steueraufkommen niedergeschlagen; auch die Zah-
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2 Allerdings sind in den vergangenen Jahren eine Vielzahl von öffent-

lichen Einrichtungen aus den Kernhaushalten ausgelagert worden, so-
dass deren Investitionen nicht mehr in der Finanzstatistik erfasst
werden. Wie stark dieser Effekt zu Buche geschlagen hat, lässt sich
nicht ermitteln.

niedriges Niveau erreicht haben.2 Wie stark der Ein-
fluss des Staates gemessen an der wirtschaftlichen
Entwicklung in den letzten Jahren zurückgedrängt wor-
den ist, zeigt die Entwicklung der Staatsausgaben in
Relation zum Bruttoinlandsprodukt (Staatsquote): Ihr
Anteil ist von 48,5 % im Jahre 2003 auf 44,1 % im
Jahre 2007 gesunken (Tabelle 1).

Im Folgenden wird zunächst die voraussichtliche
Entwicklung der Haushalte der Gebietskörperschaften
(Steuereinnahmen, Gesamteinnahmen, Ausgaben, Fi-
nanzierungssalden sowie Schuldenstände) in den Jah-
ren 2008 und 2009 dargestellt. Daran anschließend
wird der von der Bundesregierung beschlossene
„Schutzschirm für Arbeitsplätze“ skizziert. Es wird er-
läutert, warum von diesem „Schutzschirm“ keine nen-
nenswerten positiven Effekte auf die Realwirtschaft
ausgehen werden. Abschließend wird ausführlich ein
wirksames Konjunkturprogramm vorgestellt, durch das
sich die Stärke des gegenwärtigen Abschwungs ver-
mindern und seine Dauer erheblich verkürzen ließe.

Ausgaben Budgetsaldo

Steuern
Sozialver-

sicherungs-
beiträge

1998 45,9 22,7 18,9 48,0 -2,2

1999 46,6 23,8 18,7 48,1 -1,5

2000² 46,4 24,2 18,3 47,6 -1,2

2001 44,7 22,6 18,2 47,6 -2,8

2002 44,4 22,3 18,2 48,1 -3,7

2003 44,5 22,3 18,3 48,5 -4,0

2004 43,3 21,8 17,9 47,1 -3,8

2005 43,5 22,0 17,7 46,8 -3,3

2006 43,8 22,9 17,2 45,3 -1,5

2007 43,9 23,8 16,5 44,1 -0,2

insgesamt

darunter:

Einnahmen

Tabelle 1

1 in Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung.

² bereinigt um die Erlöse aus der Versteigerung von UMTS-Lizenzen.
Quelle: Statistisches Bundesamt.

Einnahmen, Ausgaben und Budgetsaldo des Staates1 1998 bis 2007 
in % des Bruttoinlandsproduktes



3 Die Senkung der Steuermesszahl und der Wegfall des Betriebsaus-

gabenabzugs bei der Gewerbesteuer steigert das Aufkommen an ver-
anlagter Einkommensteuer, während der von 1,8 auf 3,8 erhöhte
Anrechnungsfaktor der Gewerbesteuer bei der Einkommensteuer das
Aufkommen mindert.

4 Mit diesem Betrag beteiligt sich die Bundesagentur für Arbeit an den

Verwaltungs- und Integrationskosten von Arbeitslosengeld-II-
Empfängern.
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Unerwartet günstig hat sich bisher das Gewerbe-
steueraufkommen entwickelt. Während der Arbeits-
kreis Steuerschätzungen im Mai dieses Jahres u.a.
wegen der Mindereinnahmen aus der Unternehmens-
teuerreform mit einem starken Rückgang von fast 10
Prozent gegenüber 2007 gerechnet hatte (BMF
2008a), wuchs das Gewerbesteueraufkommen im er-
sten Halbjahr 2008 gegenüber dem Vorjahr um 5,6 %,
sodass selbst bei einer deutlichen Verlangsamung des
Aufkommenswachstums im zweiten Halbjahr für das
Gesamtjahr vorsichtig geschätzt ein Zuwachs von 2 %
unterstellt werden kann.

Infolge der relativ günstigen Entwicklung der Steu-
ereinnahmen wird damit gerechnet, dass der Bund
einen Teil seiner Privatisierungsaktivitäten in diesem
Jahr nicht realisiert und ins nächste Jahr verschiebt; im
Bundeshaushalt sind Veräußerungserlöse in Höhe von
10,8 Mrd. Euro veranschlagt, in der hier vorgelegten
Schätzung sind 8 Mrd. Euro eingestellt. Schließlich
hatte sich in den letzten Jahren der Verkauf von Betei-
ligungen mehr und mehr zu einem Instrument der De-
fizitgestaltung im Bundeshaushalt entwickelt. Der
Einbruch auf den Aktienmärkten ist ein zusätzlicher
Grund, beim Verkauf von Beteiligungspapieren Zu-
rückhaltung zu üben.

Die Länder verzeichnen einen starken Rückgang
bei den Einnahmen aus Vermögensveräußerungen,
weil das Vorjahresniveau durch den Verkauf der Berli-
ner Bankgesellschaft (5,1 Mrd. Euro) überhöht ist. Bei
den übrigen Einnahmen schlagen die Mautgebühren
sowie der Eingliederungsbetrag, den die Bundesagen-
tur für Arbeit an den Bundeshaushalt abzuführen hat,4

mit jeweils rund 5 Mrd. Euro zu Buche. Zusätzliche Ein-
nahmen in Höhe von 1 Mrd. Euro bringt die zu Jahres-
beginn eingeführte Versteigerung der Lizenzen für
CO2-Emissionen.

3

lungseingänge der gewinnabhängigen Steuern im Vor-
auszahlungsmonat September verzeichneten keinen
Einbruch. Bis Oktober sind die Steuereinnahmen von
Bund, Ländern und Gemeinden um 5 % gegenüber
dem Vorjahr expandiert. Bis zum Jahresende dürften
sich die Steuereinnahmen mit einem nur etwas abge-
schwächten Tempo entwickeln, so dass unter Ein-
schluss der schwächer expandierenden Gemein-
desteuern insgesamt in diesem Jahr ein Zuwachs um
4,4 % erwartet wird (Tabelle 2).

Anders als in den Vorjahren wird die Entwicklung
des Steueraufkommens 2008 in weit stärkerem Maße
von der Lohnsteuer getragen. Angesichts des merklich
beschleunigten Lohnanstiegs wie auch der höheren
Beschäftigung nimmt die Lohnsteuer progressionsbe-
dingt stark zu. Besonders dynamisch entwickelt sich
die veranlagte Einkommensteuer; hierzu tragen gerin-
gere Erstattungen an Arbeitnehmer ebenso bei wie die
Tatsache, dass die Auszahlungen der auslaufenden Ei-
genheimzulage, die von den einkommensabhängigen
Steuern abgesetzt werden, spürbar zurückgegangen
sind.3

Ein deutliches Plus weist erneut die Kapitalertrag-
steuer (nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und Zins-
abschlag) auf. Hohe Ausschüttungen und gestiegene
Zinssätze sind hierfür ausschlaggebend. Bei der Kör-
perschaftsteuer kam es hingegen infolge der Reform
der Unternehmens- und Kapitaleinkommensbesteue-
rung zu erheblichen Steuerausfällen. Per saldo wird in-
folge der Reform mit Mindereinnahmen von 5 Mrd.
Euro bei der Körperschaftsteuer gerechnet: Die Steu-
ersatzsenkung von 25 % auf 15 % zieht Ausfälle in
Höhe von etwa 10 Mrd. Euro nach sich; dem stehen
Mehreinnahmen u.a. infolge des Wegfalls des Be-
triebsausgabenabzugs sowie der Abschaffung der de-
gressiven Abschreibung gegenüber.

Nach wie vor relativ schwach ist der Zuwachs bei
den verbrauchsabhängigen Steuern. Der Anstieg der
Einnahmen aus der Umsatzsteuer beträgt knapp 4 %,
wobei in den ersten Monaten des Jahres die Erhöhung
des Umsatzsteuersatzes 2007 nachgewirkt hatte. Vor
dem Hintergrund der schwachen Konsumnachfrage
überrascht die Entwicklung nicht. Das Aufkommen aus
Energie- und Stromsteuern stagniert insgesamt – auf
die hohen Energiepreise reagieren die Konsumenten
mit Verbrauchseinschränkungen. Die Einnahmen aus
der Tabaksteuer sind stark rückläufig; vermutlich spielt
das umfassende Rauchverbot in Gaststätten eine ge-
wichtige Rolle.
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2007 2008 2009 2007 2008 2009

Gemeinschaftliche Steuern                  374,3 396,8 402,8 13,7 6,0 1,5

    Lohnsteuer1
131,8 142,0 150,2 7,5 7,8 5,8

    Veranlagte Einkommensteuer1 25,0 32,9 29,7 42,5 31,5 -9,7

    Nicht veranl. Steuern v. Ertrag2
13,8 15,6 17,1 15,8 13,2 9,8

    Zinsabschlag3
11,2 13,6 11,1 46,4 21,9 -18,8

    Körperschaftsteuer2
22,9 17,1 14,9 0,1 -25,4 -12,9

    Steuern vom Umsatz4
169,6 175,6 179,8 15,6 3,5 2,4

Zölle    4,0 4,2 4,0 2,7 5,4 -4,8

Bundessteuern   85,7 85,9 86,9 1,8 0,3 1,1

Energiesteuer  39,0 39,2 39,9 -2,4 0,7 1,8

Stromsteuer 6,4 6,1 6,3 1,3 -4,0 2,6

Tabaksteuer 14,3 13,4 13,4 -0,9 -5,7 -0,6

Branntweinsteuer  2,0 2,2 2,2 -9,5 11,8 -1,0

Versicherungsteuer    10,3 10,4 10,5 17,7 1,0 0,8

Solidaritätszuschlag  12,3 13,1 13,2 9,5 5,7 0,9

Sonstige 1,5 1,5 1,5 4,6 -0,6 -0,1

Ländersteuern  22,8 22,4 22,0 5,1 -2,0 -1,5

Kraftfahrzeugsteuer     8,9 8,8 8,7 -0,4 -1,0 -0,7

Erbschaftsteuer 4,2 4,8 4,9 11,7 15,0 0,7

Grunderwerbsteuer 7,0 6,1 5,8 13,5 -13,0 -4,8

Sonstige                           2,8 2,7 2,7 -4,2 -3,9 -0,2

Gemeindesteuern  51,4 52,4 51,5 4,2 2,0 -1,7

Gewerbesteuer   40,1 40,9 39,9 4,6 2,0 -2,5

Grundsteuern   10,7 10,7 10,8 3,0 -0,3 0,8

Sonstige  0,6 0,8 0,8 3,8 39,9 4,3

Kassenmäßige Steuereinnahmen  insgesamt  538,2 561,7 567,3 10,2 4,4 1,0

Bund 230,1 239,2 244,3 12,9 3,9 2,2

Länder 213,2 222,7 225,2 9,3 4,5 1,1

Gemeinden 72,7 76,7 76,1 8,0 5,5 -0,8

EU 22,2 23,1 21,7 0,5 3,8 -6,1

In Abgrenzung der Finanzstatistik5
517,0 539,3 546,8 – 4,3 1,4

Bund 251,7 261,5 267,4 – 3,9 2,3

Länder 199,0 207,9 210,1 – 4,5 1,1

Gemeinden 66,3 69,9 69,3 – 5,4 -0,8

Mrd. Euro Veränderung geg. Vorjahr in %

Tabelle 2

Abweichungen in den Summen durch Runden.
1 Beteiligungsverhältnis: Bund 42,5 %, Länder 42,5 %, Gemeinden 15 %.
2 Beteiligungsverhältnis: Bund 50%, Länder 50%.
3 Beteiligungsverhältnis Bund 44%, Länder 44%, Gemeinden 12%.
4 Beteiligungsverhältnis 2007: Bund vorab 3,89 % für die Arbeitslosenversicherung, vom Rest: Bund vorab 5,15 % für

Rentenversicherung, vom Rest: Gemeinden vorab 2,2 %, vom Rest: Bund 49,68 %, Länder 50,32 % zu-/abzüglich
Festbeträge. 2008: Bund vorab 4,42 für die Arbeitslosenversicherung, vom Rest: Bund vorab 5,05 % für Rentenversi-
cherung, vom Rest: Gemeinden vorab 2,2 %, vom Rest: Bund 49,7 %, Länder 50,3 % zu-/abzüglich Festbeträge.
2009: Bund vorab 4,45 % für Arbeitslosenversicherung, vom Rest: Bund vorab 5,05 % für Rentenversicherung,
vom Rest: Gemeinden vorab 2,2 %, vom Rest: Bund 49,7 %, Länder 50,3 % zu-/abzüglich Festbeträge.
5 Ohne EU-Anteile, einschließlich steuerähnlicher Abgaben. 

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Statistisches Bundesamt; eigene Schätzungen.

Steuereinnahmen in den Jahren 2007 bis 2009
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der Anstieg der Personalausgaben dadurch, dass per
Saldo weiterhin Stellen abgebaut werden, wenngleich
in deutlich abgeschwächtem Maße. Vor allem bei den
Ländern ist dies der Fall. Die laufenden Sachaufwen-
dungen werden voraussichtlich etwas stärker zuneh-
men als die Personalausgaben. Neben höheren
Aufwendungen infolge von Preissteigerungen schla-
gen vermehrte Ausgaben für militärische Beschaffun-
gen zu Buche. Infolge der Finanzierungsüberschüsse
dürften die Zinsausgaben nur geringfügig steigen,
wobei das etwas höhere Zinsniveau in Rechnung zu
stellen ist.

Mit der Verbesserung der Haushaltslage hat sich auch
das Wachstum der Ausgaben von Bund, Ländern und
Gemeinden beschleunigt (Tabelle 3). Mit einem Zu-
wachs von 3,6 % liegt es auf einem Pfad, der in etwa
dem Zuwachs des nominalen Bruttoinlandsprodukts
entspricht. Damit wird der seit 2003 zu beobachtende
Trend einer rückläufigen Staatsquote durchbrochen.

Eine Umkehr der Entwicklung zeigt sich auch bei
den Personalausgaben. Erstmals seit längerer Zeit ver-
zeichneten die Gehälter im öffentlichen Dienst einen
signifikanten Zuwachs – zur Jahresmitte wurden sie
um durchschnittlich 3 % angehoben. Gebremst wird

2007 2008 2009 2007 2008 2009 2007 2008 2009 2007 2008 2009

Ist Ist Ist Ist

Einnahmen 286,6 303,0 303,6 275,6 282,2 285,6 169,3 175,5 176,7 647,6 673,1 676,1

Steuern u.Ä. 251,7 261,5 267,4 199,0 207,9 210,1 66,3 69,9 69,3 517,0 539,3 546,8

Zahlungen von öffentlichem Bereich 5,1 5,2 5,3 41,6 42,6 43,0 37,2 39,8 41,5 0,0 0,0 0,0

Einnahmen aus wirtsch. Tätigkeit 5,0 4,7 4,6 5,2 5,5 5,6 9,6 9,6 9,5 19,8 19,8 19,7

Gebühren u.Ä. 5,3 5,6 5,8 5,5 5,7 5,8 15,9 15,6 15,6 26,7 26,9 27,2

Veräußerung von Vermögen 4,9 8,0 4,0 7,7 3,0 3,0 5,0 4,5 4,3 17,6 15,5 11,3

Sonstige Einnahmen 14,6 18,0 16,5 16,6 17,5 18,1 35,3 36,1 36,5 66,5 71,6 71,1

Ausgaben 303,2 313,5 318,9 266,3 275,3 281,7 160,7 167,5 173,4 645,3 668,3 684,2

Personalausgaben 38,8 40,1 41,3 100,5 102,7 105,8 40,5 42,0 43,6 179,8 184,8 190,7

Laufender Sachaufwand 18,9 19,9 20,6 26,6 27,5 28,3 33,0 34,6 35,8 78,5 82,0 84,7

Zinsausgaben 39,7 40,4 40,8 21,3 20,9 20,6 5,1 4,9 4,7 65,7 65,8 65,7

Laufende Übertragungen 179,1 186,3 190,4 86,8 90,6 93,7 57,4 58,2 60,3 255,0 264,0 271,5

Sachinvestitionen 6,9 7,1 7,5 6,4 6,8 7,1 20,0 21,0 22,0 33,3 34,9 36,6

Vermögensübertragungen 14,9 14,6 13,2 20,6 22,7 22,0 2,9 2,8 2,9 20,6 23,6 21,6

Darlehen, Beteiligungen, Tilgungen 4,8 5,1 5,1 3,9 4,1 4,2 3,7 4,0 4,1 12,4 13,2 13,4

Finanzierungssaldo -15,6 -10,5 -15,3 9,3 6,9 3,9 8,6 8,0 3,3 2,3 4,4 -8,1

Einnahmen – 5,7 0,2 – 2,4 1,2 – 3,7 0,7 – 3,9 0,5

Steuern u.Ä. – 3,9 2,3 – 4,5 1,1 – 5,4 -0,8 – 4,3 1,4

Zahlungen von öffentlichem Bereich – 2,0 1,9 – 2,4 0,9 – 7,0 4,3 –

Einnahmen aus wirtsch. Tätigkeit – -6,0 -2,1 – 5,8 1,8 – 0,0 -1,0 – 0,0 -0,5

Gebühren u.Ä. – 5,7 3,6 – 3,6 1,8 – -1,9 0,0 – 0,7 1,1

Veräußerung von Vermögen – 63,3 -50,0 – -61,0 0,0 – -10,0 -4,4 – -11,9 -27,1

Sonstige Einnahmen – 23,3 -8,3 – 5,4 3,4 – 2,3 1,1 – 7,7 -0,7

Ausgaben – 3,4 1,7 – 3,4 2,3 – 4,2 3,5 – 3,6 2,4

Personalausgaben – 3,4 3,0 – 2,2 3,0 – 3,7 3,8 – 2,8 3,2

Laufender Sachaufwand – 5,3 3,5 – 3,4 2,9 – 4,8 3,5 – 4,5 3,3

Zinsausgaben – 1,8 1,0 – -1,9 -1,4 – -3,9 -4,1 – 0,2 -0,2

Laufende Übertragungen – 4,0 2,2 – 4,4 3,4 – 1,4 3,6 – 3,5 2,8

Sachinvestitionen – 2,9 5,6 – 6,3 4,4 – 5,0 4,8 – 4,8 4,9

Vermögensübertragungen – -2,0 -9,6 – 10,2 -3,1 – -3,4 3,6 – 14,6 -8,5

Darlehen, Beteiligungen, Tilgungen – 6,3 0,0 – 5,1 2,4 – 8,1 2,5 – 6,5 1,5

Mrd. Euro

Veränderung gegenüber Vorjahr in %

Bund2 Länder Gemeinden Insgesamt

Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

Tabelle 3

1 In Abgrenzung der Finanzstatistik, einschließlich Extrahaushalte des Bundes und der Länder.
2 Ergänzungszuweisungen des Bundes an die finanzschwachen Länder sowie die hierfür verwendeten Umsatzsteuer-

einnahmen werden beim Bund als Ausgaben und Einnahmen, also „brutto", ausgewiesen. Die Anteile aus der Mine-
ralölsteuer im Zuge der Regionalisierung des Personennahverkehrs werden als Zuweisungen des Bundes an die
Länder gebucht.
Quellen: Statistisches Bundesamt; eigene Schätzungen.

Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaften1
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Bei den übrigen Einnahmen sind kaum Änderun-
gen zu erwarten. Bei den Vermögensveräußerungen
des Bundes wird mit einem Rückgang gerechnet. Ei-
nerseits wird er bestrebt sein, den Anstieg des Defizits
in Grenzen zu halten, doch wird er wegen der Ent-
wicklung auf den Finanzmärkten Zurückhaltung beim
Verkauf von Beteiligungen üben. So ist die Teilprivati-
sierung der Bahn AG verschoben worden. Offen ist, ob
und in welchem Umfang das jüngste Maßnahmenpa-
ket zur Stabilisierung der Finanzmärkte den Bundes-
haushalt und die Länder belasten wird. In der hier
vorgelegten Schätzung sind keine Beträge hierfür be-
rücksichtigt.

Der Anstieg der Ausgaben von Bund, Ländern und
Gemeinden dürfte sich im nächsten Jahr wieder etwas
verlangsamen (2,4 %). Dies liegt vor allem daran, dass
in der vorliegenden Analyse wie erwähnt keine weite-
ren Ausgaben zur Stützung des Finanzsektors veran-
schlagt worden sind, wodurch sich die Vermögens-
übertragungen rückläufig entwickeln.

Der Zuwachs der Personalausgaben wird auf reich-
lich 3 % geschätzt. Mit knapp 3 % schlagen die Tarif-
erhöhungen zu Buche, auch dürften in geringem
Umfang Neueinstellungen vorgenommen werden; vor
allem im Bereich Bildung und Wissenschaft wird dies
der Fall sein. Mit einer ähnlichen Rate werden voraus-
sichtlich die laufenden Sachaufwendungen zunehmen;
hier hat der Spardruck im Vergleich zu den Vorjahren
etwas nachgelassen. Infolge des Finanzierungsüber-
schusses in diesem Jahr, der einen rückläufigen Schul-
denstand nach sich zieht, werden die Zinsausgaben
geringfügig sinken. Das Wachstum der laufenden
Übertragungen wird sich abschwächen, da die Lei-
stungen an die Unternehmen kaum mehr zunehmen,
doch auf hohem Niveau verharren. Infolge der Lohn-
entwicklung werden die Zuschüsse des Bundes an die
Rentenversicherung rascher als in den Vorjahren stei-
gen. Zusätzliche Ausgaben ergeben sich auch infolge
der Erhöhung des Kinder- und des Wohngeldes.

Die Entspannung der Finanzlage 2008 wirkt sich
positiv auf die Investitionsplanungen von Bund, Län-
dern und Gemeinden aus. Für 2009 wird abermals ein
Zuwachs der öffentlichen Sachinvestitionen um fast
5 % für möglich gehalten. 

Bundeshaushalt weiterhin defizitär, Länder
und Gemeinden erzielen Überschüsse

In diesem Jahr werden die Haushalte der Gebiets-
körperschaften in der Summe mit einem Überschuss
in Höhe von über 4 Mrd. Euro abschließen, im näch-
sten Jahr werden sie ein Defizit von gut 8 Mrd. Euro
hinnehmen müssen. In Abgrenzung der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung (VGR) ergibt sich für die

Überdurchschnittlich hoch fällt der Zuwachs bei
den laufenden Transfers und den Vermögensübertra-
gungen aus. Gründe hierfür sind vor allem hohe Zu-
schüsse an die Postpensionskasse, außerplanmäßige
Ausgaben zur Stützung der IKB sowie die nach einer
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH)
fällige Aufhebung einer einst von der EU angeordne-
ten Beihilferückzahlung der Post. Die Zahlungen des
Bundes an die Rentenversicherungen steigen nur
schwach, da sich diese an den Einkommenssteige-
rungen der Vergangenheit und den – unveränderten –
Beitragssätzen orientieren. Entlastungen dürften sich
infolge der positiven Beschäftigungsentwicklung in die-
sem Jahr auch beim Arbeitslosengeld II einstellen.

Infolge der verbesserten Finanzlage insbesondere
auf kommunaler Ebene war es im vergangenen Jahr
zu einer Wende im öffentlichen Investitionsverhalten
gekommen. Nach einem bescheidenen Plus (2 %) im
vergangenen Jahr wird dieses Jahr bei den Sachinve-
stitionen ein Zuwachs um knapp 5 % für wahrschein-
lich gehalten.

2009: Deutliche Verschlechterung der 
staatlichen Finanzierungsposition

Im kommenden Jahr wird die deutsche Wirtschaft sta-
gnieren. Dies wird tiefe Spuren in den öffentlichen
Haushalten hinterlassen. Bei den Einnahmen kann nur
mit einem schmalen Plus von 1 % gerechnet werden.
Die Entwicklung der Einnahmen wird dadurch über-
zeichnet, dass an die EU einmalig 2 Mrd. Euro weniger
zu entrichten sind. In der Summe werden die öffentli-
chen Haushalte 2009 wieder ins Minus rutschen.

Die Entwicklung des Steueraufkommens wird
durch zwei gegenläufig wirksame Einflüsse geprägt.
Trotz der verschlechterten Arbeitsmarktperspektiven
dürften die Einnahmen aus der aufkommensstarken
Lohnsteuer progressionsbedingt kräftig steigen
(5,8 %), weil auch 2009 noch merkliche Lohn- und Ge-
haltssteigerungen zu Buche schlagen. Hingegen wer-
den die Einnahmen aus den gewinnabhängigen
Steuern infolge der rückläufigen Gewinne sinken,
wobei im Körperschaftsteueraufkommen die Unter-
nehmensteuerreform 2008 noch nachwirkt. Bei den
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag wird die Anhe-
bung des Steuersatzes um 5 Prozentpunkte zu Mehr-
einnahmen führen, während es beim Zinsabschlag
durch die Steuersatzsenkung um 5 Prozentpunkte zu
Mindereinnahmen kommt. Die verbrauchsabhängigen
Steuern werden im Zuge der konjunkturellen Ab-
schwächung verlangsamt zunehmen, bei der Umsatz-
steuer kann mit einem Plus von 2,4 %, bei den übrigen
Verbrauchsteuern mit einem Zuwachs um 1 % ge-
rechnet werden.



6 Allerdings wurde die Abhängigkeit durch die jüngsten Arbeitsmarkt-

reformen verringert, denn nunmehr muss sich die Bundesagentur für
Arbeit selbst auf dem Kapitalmarkt verschulden.
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5 Auch Darlehen bleiben in der VGR unberücksichtigt. Zudem wer-

den die Transaktionen zum Zeitpunkt der Produktionswirksamkeit
und nicht – wie in der Kassenrechnung – zum Zeitpunkt der Kassen-
wirksamkeit gebucht.

Gebietskörperschaften 2008 annähernd ein ausgegli-
chener Haushalt (0,3 Mrd. Euro), während 2009 mit
einem Defizit von 8,7 Mrd. Euro gerechnet werden
muss; in der VGR bleiben u.a. die Privatisierungser-
löse außer Ansatz5 (Tabelle 4). Die Sozialversicherung
dürfte in diesem Jahr noch einen Überschuss von
7 Mrd. Euro erzielen, der aber im nächsten Jahr na-
hezu gänzlich abgebaut wird. In diesem Jahr wird die
gesamtstaatliche Finanzierungsposition in Abgrenzung
der VGR einen Überschuss von knapp 7 Mrd. Euro
aufweisen, im nächsten Jahr besteht ein Defizit von
fast 9 Mrd. Euro, was einer Quote von knapp 0,4 % des
nominalen BIP entspricht. Der Schuldenstand in der
Abgrenzung des Maastricht-Vertrags wird sich auf 62,4
(2008) bzw. 61,7 % (2009) des BIP verringern; im
Jahre 2007 waren es noch 65,1 % (Tabelle 5).

Nach wie vor ist der Bundeshaushalt defizitär,
wenngleich in den letzten Jahren die Fehlbeträge deut-
lich reduziert werden konnten. Im Jahre 2006 lag das

Defizit des Bundes und seiner Nebenhaushalte noch
bei fast 33 Mrd. Euro, in diesem Jahr werden es nur
10,5 Mrd. Euro sein.

Das Defizit wäre noch merklich kleiner ausgefallen,
wenn nicht die Zuschüsse an die Postpensionskasse
und außerplanmäßige Ausgaben zur Stützung der IKB
notwendig gewesen wären. In besonderem Maße
wurde der Bundeshaushalt von der wirtschaftlichen
Entwicklung begünstigt, denn nicht nur der Anteil der
(konjunkturabhängigen) Steuereinnahmen fällt auf
Bundesebene besonders ins Gewicht. Auch ist die
Konjunkturabhängigkeit auf der Ausgabenseite höher.
Dies zeigt sich beim Bundeszuschuss an die Arbeits-
losenversicherung6 ebenso wie beim Arbeitslosengeld
II. Zudem hat der Bundeshaushalt mehr noch als die
Länderhaushalte von der Erhöhung der Mehrwertsteu-
ersätze 2007 profitiert. Im kommenden Jahr wird das
Defizit des Bundes konjunkturbedingt steigen, und
zwar auf annähernd 15 Mrd. Euro.

2004 2005 2006 2007 2008 2009

Bund

Finanzstatistik -37,9 -27,5 -32,6 -15,6 -10,5 -15,3

VGR -52,2 -47,7 -34,6 -18,9 -14,0 -15,9

Länder

Finanzstatistik -24,7 -24,2 -9,5 9,3 6,9 3,9

VGR -27,9 -22,6 -10,3 3,4 6,0 3,1

Gemeinden

Finanzstatistik -3,9 -2,1 3,0 8,6 8,0 3,3

VGR -2,4 0,1 4,0 8,3 7,7 3,1

Gebietskörperschaften insgesamt

Finanzstatistik -66,5 -53,8 -39,1 2,3 4,4 -8,1

VGR -82,3 -70,2 -40,9 -7,3 -0,3 -9,7

Sozialversicherung (VGR) -1,2 -4,1 5,0 10,4 7,0 1,0

Staat insgesamt (VGR) -83,5 -74,3 -35,9 -4,0 6,7 -8,7

Tabelle 4

Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Schätzungen.

Defizite von Bund, Ländern und Gemeinden in der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungund der Finanzstatistik

in Mrd. Euro
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den nächsten beiden Jahren Investitionen in Höhe von
50 Mrd. Euro anstößt und dadurch etwa eine Million
Arbeitsplätze sichert. Es enthält Maßnahmen in vier
Bereichen (Tabelle 6): 

Erstens sollen die öffentlichen Investitionen und In-
vestitionen in die energetische Gebäudesanierung ge-
stärkt werden. Neben dem Vorziehen der öffentlichen
Investitionen des Bundes im Verkehrsbereich in den
Jahren 2009 und 2010 sowie der befristeten Erhöhung
der Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe Regionale
Wirtschaftsförderung soll dies auch über die Aufstok-
kung der Förderprogramme der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW) laufen. Die direkte Erhöhung der
öffentlichen Investitionen dürfte 2009 und 2010 in einer
Größenordnung von 1,2 bzw. 1,1 Mrd. Euro liegen,
während die Aufstockung der KfW-Förderprogramme
für den Bund bis 2010 mit maximal 0,54 Mrd. Euro zu
Buche schlagen soll.

Zweitens sollen die Bürger durch die Aussetzung
der Kfz-Steuer für Neuwagen (maximal für zwei Jahre),
die bis zum 30.6.2009 zugelassen werden, und die
stärkere steuerliche Förderung von Handwerksdienst-
leistungen entlastet werden. Die Entlastung ist insge-
samt nur sehr gering angesetzt: 2009 soll sie 0,38 Mrd.
Euro betragen, im Jahr 2010 dann 1,04 Mrd. Euro.

Den fiskalisch größten Anteil am „Schutzschirm“
haben steuerliche Unterstützungsmaßnahmen für die
Unternehmen, wobei vor allem die Wiedereinführung
der degressiven AfA (25 %) und befristete Sonderab-
schreibungen für kleine und mittlere Unternehmen zu
nennen sind. 2009 und 2010 werden die Unternehmen

Länder und auch Gemeinden werden nach der hier
vorgelegten Schätzung sowohl 2008 als auch 2009 in
der Summe mit Haushaltsüberschüssen abschließen,
wobei im nächsten Jahr die Überschüsse infolge der
verschlechterten Einnahmeentwicklung erheblich klei-
ner werden. Die konjunkturanfällige Gewerbesteuer
bremst die Entwicklung der kommunalen Steuerein-
nahmen, doch wird dieser Effekt durch den progressi-
onsbedingten Anstieg der Lohnsteuer, an deren Auf-
kommen die kommunale Ebene mit 15 % beteiligt ist,
gedämpft. Nachdem in den Vorjahren die schwache
Einkommensentwicklung im öffentlichen Dienst und
der Personalrückgang in den verwaltungsintensiven
Länderhaushalten erheblich zu deren finanzieller Sta-
bilisierung beigetragen haben, schlagen die höheren
Tarifabschlüsse nun überdurchschnittlich zu Buche.
Für die Summe der Länderhaushalte werden Über-
schüsse von knapp 7 bzw. 4 Mrd. Euro, für die Ge-
meinden Beträge von knapp 8 bzw. reichlich 3 Mrd.
Euro geschätzt. 

Kaum fiskalische Belastung durch
„Schutzschirm für Arbeitsplätze“

In den vorangehend dargestellten Schätzungen zur
Entwicklung der öffentlichen Haushalte ist der am
5. November 2008 vom Bundeskabinett verabschie-
dete und am 12. November leicht überarbeitete
„Schutzschirm für Arbeitsplätze“, d.h. das Maßnah-
menpaket der Bundesregierung zur Stützung der Kon-
junktur (BMF 2008b), noch nicht berücksichtigt. Die
Bundesregierung hofft, dass das Paket insgesamt in

2004 2005 2006 2007 2008 2009

Kreditmarktschulden, Finanzstatistik 1.395,6 1.448,1 1.486,6 1.508,1 1.502,0 1.514,0

Schulden der Sozialversicherung 4,2 2,7 1,7 1,6 1,0 1,0

 + Platzhaltergeschäfte (Verkäufe von Aktien an KfW) 12,0 16,9 13,0 12,3 12,0 12,0

+  Bundes-Pensions-Service für Post und Telekom – 8,0 15,5 – – –

+  Münzumlauf 5,5 5,9 6,4 6,9 7,4 7,9

+  Differenz zwischen Nominal- und abgezinstem Wert der unver-

    zinslichen Schatzanweisungen und Finanzierungsschätze 0,4 0,4 0,6 0,8 0,8 0,8

+  Kassenverstärkungskredite 35,5 42,3 47,5 50,5 51,0 51,0

-   Schulden der Gebietskörperschaften bei der Sozialvers. 0,8 0,8 0,9 1,0 1,0 1,0

-   Versorgungsrücklagen 2,2 3,0 3,6 4,4 5,2 5,8

+  Sonstige Korrekturen 0,8 1,1 2,2 1,5 1,0 1,0

=  Schuldenstand nach dem Maastricht-Vertrag 1.451,1 1.521,6 1.569,0 1.576,3 1.557,0 1.568,9

Schuldenstand in % des BIP 65,6 67,8 67,6 65,1 62,4 61,7

Schätzung

in Mrd. Euro

Tabelle 5

Quellen: Statistisches Bundesamt; eigene Schätzungen.

Umrechnung des Schuldenstandes der Finanzstatistik
in den Schuldenstand nach dem Maastricht-Vertrag
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dadurch voraussichtlich um 2,2 bzw. 4,7 Mrd. Euro ent-
lastet; in den Jahren danach sinkt die Entlastung stark
ab.

Viertens schließlich soll nach Auffassung der Bun-
desregierung die Sicherheit für Beschäftigte erhöht
werden, indem die Bundesagentur für Arbeit die Anzahl
ihrer Vermittler um 1.000 Personen aufstockt, die
Dauer des Kurzarbeitergeldes von maximal 12 auf 18
Monate erhöht sowie die berufsbegleitende Weiterbil-
dung verstärkt. Dieser Teil des Maßnahmenpaketes ist

hinsichtlich seiner finanziellen Auswirkungen nicht
quantifiziert. Es ist aber nicht davon auszugehen, dass
der Haushalt der Bundesagentur für Arbeit dadurch von
2009 bis 2012 jährlich um mehr als 0,5 Mrd. Euro be-
lastet wird.

Insgesamt dürften die Gebietskörperschaften durch
das Maßnahmenpaket 2009 und 2010 mit 4,2 bzw.
7,7 Mrd. Euro belastet werden. 

Gravierendere Auswirkungen auf die öffentlichen
Haushalte wären zu erwarten, wenn sich die gesamt-

2009 2010 2011 2012

Bund

1. Erhöhung und Unterstützung von Investitionen 1,22 1,35 0,58 0,66

Erhöhung Verkehrsinvestitionen 1,00 1,00 – –

Aufstockung Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschaftsförderung 0,10 0,05 0,05 –

Aufstockung KfW-Programm Energieeffizientes Bauen 0,04 0,22 0,46 0,58

Weitere KfW-Programme, z.B. Kommunalkredit 0,07 0,08 0,08 0,07

2. steuerliche Entlastungen für private Haushalte 0,44 0,55 0,68 0,68

Kfz-Steuerbefreiung 2009/10 (Änderung der Umsatzsteuerverteilung) 0,44 0,14 – –

Erhöhte steuerliche Förderung für Handwerksdienstleistungen – 0,41 0,68 0,68

3. steuerliche Entlastungen für Unternehmen 0,72 1,57 1,47 0,82

Degressive AfA 25% 0,66 1,47 1,41 0,82

Sonderabschreibung KMU 0,07 0,10 0,06 0,00

Summe 2,37 3,46 2,74 2,16

Gebietskörperschaften insgesamt

1. Erhöhung und Unterstützung von Investitionen 1,32 1,40 0,63 0,66

Erhöhung Verkehrsinvestitionen 1,00 1,00 – –

Aufstockung Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschaftsförderung 0,20 0,10 0,10 –

Aufstockung KfW-Programm Energieeffizientes Bauen 0,04 0,22 0,46 0,58

Weitere KfW-Programme, z.B. Kommunalkredit 0,07 0,08 0,08 0,07

2. steuerliche Entlastungen für private Haushalte 0,38 1,04 1,50 1,50

Kfz-Steuerbefreiung 2009/10 0,38 0,14 – –

Erhöhte steuerliche Förderung für Handwerksdienstleistungen – 0,90 1,50 1,50

3. steuerliche Entlastungen für Unternehmen 2,18 4,70 4,38 2,43

Degressive AfA 25% 1,94 4,33 4,17 2,42

Sonderabschreibung KMU 0,24 0,37 0,21 0,01

Summe 3,87 7,13 6,51 4,58
nachrichtlich:2

4. Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit    < 0,3    < 0,5    < 0,5    < 0,5

Tabelle 6

1 Ohne makroökonomische Rückwirkungen.
2 eigene Schätzung.

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; eigene Schätzungen.

Finanzielle Auswirkungen des „Schutzschirms für Arbeitsplätze” 2009 bis 2012 auf den Bund 
und die Gebietskörperschaften insgesamt 

in Mrd. Euro1
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wirtschaftliche Entwicklung deutlich stärker abschwä-
chen sollte als bisher von der Bundesregierung erwar-
tet. Die vorstehende Schätzung geht wie eingangs
erwähnt im Einklang mit Gemeinschaftsdiagnose und
Bundesregierung für 2009 von einer Wachstumsrate
des realen Bruttoinlandsproduktes von 0,2 Prozent
aus. Sollte allerdings das Risikoszenario der Gemein-
schaftsdiagnose mit einer realen Schrumpfung des BIP
um 0,8 % eintreten (Projektgruppe Gemeinschaftsdia-
gnose 2008, S. 46), würden sich die Finanzierungs-
salden der Gebietskörperschaften 2009 um min-
destens 8 Mrd. Euro verschlechtern. Die Haushalte der
Sozialversicherungen würden zusätzlich um insgesamt
etwa 5 Mrd. Euro belastet.

Hoch dosiertes Konjunkturprogramm
dringend erforderlich

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland ist gegenwär-
tig sehr ernst (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose
2008, IMF 2008a, EU-Kommission 2008a): Verstärkt
durch die dramatische Zuspitzung der Finanzmarkt-
krise befindet sich die deutsche Wirtschaft mitten in
einem heftigen Abschwung. Nächstes Jahr ist besten-
falls mit einer Stagnation, vermutlich sogar mit einer
handfesten Rezession, zu rechnen. Wenn die Krise
nicht schnell überwunden wird, droht eine lange
Schwächephase ähnlich der von 2001 bis 2005. Dann
würden alle Erfolge beim Abbau der Arbeitslosigkeit
wieder zunichte gemacht. Um das zu verhindern, muss
die Politik entschlossen und schnell gegensteuern. 

Zuallererst ist hier die Europäische Zentralbank
durch eine weitere schnelle und starke Zinssenkung
gefordert. Dadurch würde zugleich der Wirkungsgrad
aller anderen, insbesondere fiskalpolitischen, Maß-
nahmen erhöht. Angesichts rückläufiger Preissteige-
rungsraten und ausbleibender Zweitrundeneffekte ist
eine starke monetäre Lockerung nicht nur konjunktur-
politisch notwendig, sondern auch mit dem eng abge-
steckten und sehr ehrgeizigen Inflationsziel der
Europäischen Zentralbank (EZB) vereinbar. Die EZB
hat jedoch – wie schon im vorigen Abschwung – zu
spät und zu zaghaft auf die Wachstumsabschwächung
reagiert. An dieser Einschätzung ändert auch die jüngst
beschlossene Senkung des Leitzinssatzes auf 3,25 %,
die weit hinter den Zinssenkungen der FED oder der
Bank of England zurückbleibt, nichts, zumal Zinssen-
kungen  erst mit einiger Verzögerung Wirkung auf die
Realwirtschaft entfalten. Um so mehr ist nun die Fi-
nanzpolitik gefordert, die rasch gesamtwirtschaftliche
Wirkungen entfalten kann.

7 Damals wies er – bereinigt um die Einmalerlöse aus der Versteige-

rung von UMTS-Lizenzen – ein Defizit von 1,2 % des BIP auf.

Spielräume für expansive 
Finanzpolitik vorhanden

Hinreichender Spielraum für eine konjunkturgerechte,
expansive Finanzpolitik ist vorhanden. Erstens ist der
Abstand des Haushaltsdefizits von dem gemäß dem
Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) zulässigen De-
fizit von 3 % des BIP groß: In diesem Jahr wird der ge-
samtstaatliche Haushalt erstmals seit zwei Jahr-
zehnten einen minimalen Überschuss aufweisen. Im
Abschwungjahr 2000 hatte er noch defizitär abge-
schlossen.7 Zudem hatte damals die Finanzpolitik mit
den massiven, mehrstufigen Steuersenkungen der
Steuerreform 2000 eine schwere Hypothek auf sich ge-
laden, die angesichts der sich beschleunigenden kon-
junkturbedingten Steuerausfälle schnell zum Über-
schreiten der 3-%-Grenze und einer prozyklischen
Sparpolitik führte (Truger 2004). Auch die Unterneh-
mensteuerreform 2008 und vor allem die starke Sen-
kung der Beitragssätze zur Arbeitslosenversicherung
im letzten Aufschwung bergen noch erhebliche fiskali-
sche Risiken, doch ist ihre Dimension kaum mit derje-
nigen der Steuerreform 2000 zu vergleichen. 

Zweitens ist der Stabilitäts- und Wachstumspakt
aufgrund der negativen Erfahrungen in der letzten
Krise im Jahr 2005 etwas gelockert worden, so dass
der Druck zu prozyklischer Politik etwas gemildert wor-
den ist. Vor allem aber hat sich dies auch in der Ein-
stellung der Europäischen Kommission angesichts des
Ausmaßes der gegenwärtig zu befürchtenden Krise
niedergeschlagen (EU-Kommission 2008b). So hat sie
insbesondere Deutschland dazu aufgerufen, die fi-
nanzpolitischen Spielräume zur Stabilisierung der Kon-
junktur zu nutzen, und anderen Staaten signalisiert,
dass sie gegen eine vorübergehende Überschreitung
der 3%-Grenze nicht vorgehen wird. Daher kann die
deutsche Finanzpolitik mit Billigung der EU-Kommis-
sion nicht nur die automatischen Stabilisatoren voll wir-
ken lassen, sondern auch diskretionäre Mehr-
ausgaben, u.a. durch das Stützungspaket für die Fi-
nanzmärkte, finanzieren und unterliegt nicht dem
Druck aus Brüssel, diese Maßnahmen durch Einspa-
rungen an anderer Stelle oder durch Steuer- und Ab-
gabenerhöhungen zu konterkarieren.

Drittens scheint sich nach Jahrzehnten der kon-
junkturpolitischen Abstinenz der Finanzpolitik in
Deutschland gegenwärtig ein Wandel der Einstellun-
gen gegenüber dem diskretionären Einsatz der Fi-
nanzpolitik abzuzeichnen. Dies zeigt sich in der
parteiübergreifenden Debatte über mögliche Stüt-
zungsmaßnahmen für die lahmende Realwirtschaft
und das in der Folge beschlossene Maßnahmenpaket
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gegen zum jetzigen Zeitpunkt die steuerlichen Entla-
stungen bei den Unternehmen durch die befristete
Wiedereinführung der degressiven AfA und von Son-
derabschreibungen sein. Wenig wahrscheinlich ist,
dass die Unternehmen bei sinkenden Nachfrageer-
wartungen im Abschwung allein aus steuerlichen Er-
wägungen heraus zu Investitionen veranlasst werden
können. Selbst wenn dies grundsätzlich funktionierte,
ist zweifelhaft, dass es in der konkreten Situation funk-
tionieren würde. Die Unternehmen haben in den letzten
beiden Jahren massiv Ersatz- und Erweiterungsinve-
stitionen getätigt. Ein Teil davon wurde vielfach gerade
der von 2006 bis 2007 befristeten degressiven AfA in
Form von Vorzieheffekten zugute geschrieben. Es ist
daher wenig wahrscheinlich, dass die Unternehmen
durch die abermalige Einführung innerhalb eines so
kurzen Zeitraums erneut zu Investitionen in erhebli-
chem Ausmaß angereizt werden, zumal der Kapital-
stock modernisiert ist, Kapazitäten aufgebaut wurden
und die Kapazitätsauslastung rapide schrumpft. Die
Mitnahmeeffekte der Maßnahmen dürften daher sehr
hoch sein. Ähnliches gilt für die befristete Kfz-Steuer-
befreiung für Neuwagen. Angesichts der davon aus-
gehenden potenziellen Preisverminderung von
wenigen Prozenten des Kaufpreises ist gerade in der
Konjunkturkrise nicht von einem starken Effekt auf die
Kaufentscheidung auszugehen.

Dagegen können die zeitlich befristeten spezifi-
schen Kredithilfen sowie Investitions- und Beschäfti-
gungsanreize im Bereich der ökologischen Mo-
dernisierung und zur Förderung von Handwerks-
dienstleistungen sinnvoll sein. Allerdings ist das För-
dervolumen so gering, dass man sich davon nur
marginale Effekte versprechen kann. Auch hier dürfte
es zu Mitnahmeeffekten kommen. 

Insgesamt bleibt schleierhaft, wie ein so gering di-
mensioniertes Paket Investitionen in Höhe von 50 Mrd.
Euro anstoßen soll. Bezieht man diesen Betrag auf den
Impuls von 11 Mrd. Euro, dann wäre der Multiplikator
mit einem Wert von über 4,5 anzusetzen. Die Annahme
solch hoher Multiplikatoren ist Wunschdenken, die ver-
schiedenen Schätzungen in der Literatur bewegen sich
heutzutage in der Größenordnung von 0,5 für Steuer-
senkungen und etwa 1 für Ausgabensteigerungen
(Hemming et al. 2002), wobei für öffentliche Investitio-
nen durchaus auch Werte von 1,5 angesetzt werden
(Heilemann et al. 2008). Die durch solche uneinlösba-
ren Versprechungen geweckten Hoffnungen an das
Konjunkturpaket werden mit Sicherheit enttäuscht.
Dies werden die in Deutschland immer noch zahlrei-
chen Kritiker eines stabilisierungspolitisch motivierten
Einsatzes der Finanzpolitik als erneuten Beleg für das
Scheitern einer solchen Politik interpretieren. Das Pro-

der Bundesregierung. Fast noch erstaunlicher mutet
an, dass mittlerweile auch viele deutsche Ökonomen
– sonst traditionell große Skeptiker, was den konjunk-
turpolitischen Einsatz der Finanzpolitik angeht – einen
gewissen Handlungsbedarf einräumen. So haben auch
die Forschungsinstitute – gestützt auf neuere For-
schungsergebnisse aus dem anglo-amerikanischen
Raum (vgl. Elmendorf/Furman 2008, CBO 2008 und
IMF 2008b, S. 159 ff.) – im jüngsten Herbstgutachten
ihren prinzipiellen Widerstand aufgegeben und eine
Palette von potenziell Konjunktur stützenden Maßnah-
men aufgezeigt (Projektgruppe Gemeinschaftsdia-
gnose 2008, S. 78 ff.). Völlig unerwartet hat der
Sachverständigenrat in seinem jüngst erschienenen
Jahresgutachten sogar explizit eine diskretionäre fis-
kalpolitische Stimulierung der Konjunktur in Höhe von
0,5 % bis 1 % des BIP im nächsten Jahr gefordert
(SVR 2008, 193 ff.).

Maßnahmenpaket der Bundesregierung
unzureichend

Ein konkretes Konjunkturpaket muss einer Reihe von
Anforderungen gerecht werden. Es sollte

• möglichst schnell umgesetzt und wirksam werden
können;

• möglichst zielgenau sein, d.h. bei den Maßnahmen
ansetzen, die über die höchste konjunkturelle Wirk-
samkeit verfügen;

• möglichst zeitlich befristet sein, um nach der kon-
junkturellen Erholung nicht zu einer Überhitzung der
Wirtschaft zu führen und mittelfristig die Haushalts-
konsolidierung nicht zu gefährden;

• ausreichend dimensioniert sein, um Wirkung zu ent-
falten und nicht kostbare Zeit zu verlieren;

• möglichst kompatibel mit einer nachhaltigen mittelfri-
stigen finanzpolitischen Wachstumsstrategie sein.

An diesen Anforderungen gemessen ist das Maß-
nahmenpaket der Bundesregierung unzureichend. Der
fiskalische Gesamtimpuls gegenüber dem Vorjahr liegt
im nächsten Jahr lediglich bei knapp 4 Mrd. Euro
(0,2 % des BIP) und im Jahr 2010 bei ca. 3,2 Mrd. Euro
(0,1 % des BIP) – viel zu wenig, um spürbare Effekte
auf Wachstum und Beschäftigung auszulösen. Vor
allem liegt dies daran, dass jeweils lediglich etwas
mehr als 1 Mrd. Euro zur Aufstockung von konjunktur-
und wachstumspolitisch hoch effektiven öffentlichen In-
vestitionen vorgesehen ist. Wenig wirksam dürften da-
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Der stärkste und unmittelbarste das Wachstum
stützende Effekt geht unbestritten von einer Erhöhung
der öffentlichen Investitionen aus. Daher sollte sie auch
einen gewichtigen Schwerpunkt des Wachstumspake-
tes mit einem Volumen von 10 bis 12 Mrd. Euro im
nächsten Jahr ausmachen. Wie in der wissenschaftli-
chen und politischen Debatte längst akzeptiert, sollte
der traditionelle Investitionsbegriff dabei insbesondere
um Bildungsinvestitionen erweitert werden und zudem
immer auch den komplementären Staatskonsum bein-
halten. Wichtig ist, dass die Investitionen im nächsten
Jahr möglichst schnell realisiert werden. Hierzu könn-
ten zunächst ohnehin geplante und zeitlich variable In-
vestitionen ohne große Vorlaufzeit vorgezogen
werden. Angesichts der immer noch geringen Kapazi-
täten im Bildungswesen sollten schnell zusätzliche Er-
zieher, Lehrer und Hochschullehrer eingestellt werden,
soweit verfügbar und qualifiziert. Ein Teil der Ziele des
jüngsten Bildungsgipfels könnte als konkrete Zielvor-
gabe für solche Projekte dienen. Die Umsetzung von
weiteren Investitionen, insbesondere die notwendigen
Bauprojekte – sei es Neubau, Ausbau oder Sanierung
–, sollte sehr zügig erfolgen. In den meisten Fällen lag
es in der Vergangenheit nicht an der schwierigen und
komplexen Planung der Projekte, wenn diese nicht ver-
wirklicht wurden, sondern an der Knappheit der Mittel.
So wären mit einem Programm zur Sanierung und
energetischen Verbesserung z.B. von Schulen viele
Vorteile verbunden: Hundertprozentige Wirksamkeit,
kein Versickern in einer höheren Sparquote, ein Bil-
dungs- und Energieeinspareffekt, die Stimulierung der
Binnennachfrage in einem beschäftigungsintensiven,
derzeit unterbeschäftigten Bereich, d.h. ohne eng-
passbedingte Preissteigerungen, bei flächendecken-
der Sichtbarkeit.

Gesellschaftspolitisch, aber auch im Hinblick auf
die mittelfristige Wachstumsorientierung der Finanz-
politik zentral ist, dass die Aufstockung der öffentlichen
Investitionen mittelfristig fortgeführt wird. Als Zielvor-
gabe könnte dabei angesichts des auch im internatio-
nalen Vergleich nach wie vor Besorgnis erregend
niedrigen Niveaus der öffentlichen Netto-Investitionen
in Deutschland eine Aufstockung um dauerhaft 25 Mrd.
Euro angepeilt werden. Ein solches Volumen wäre aus
ökonomischer Sicht auch langfristig durchaus über
staatliche Kreditaufnahme finanzierbar, da der Nutzen
dieser Investitionen häufig erst in der Zukunft anfällt.
Zudem ist aufgrund relativ hoher Multiplikatoren auch
von einem bedeutenden Selbstfinanzierungseffekt aus-
zugehen. Bei dem hier vorgeschlagenen Investitions-
paket handelt es sich daher nicht um ein
Konjunkturprogramm im klassischen Sinne, sondern
um den konjunkturpolitisch motivierten, möglichst zü-

blem ist, dass die Politik sich zu zaghaft verhält und
„window dressing“ betreibt. Eine konsequentere anti-
zyklische Politik könnte makroökonomisch durchaus
erfolgreich sein.

Ein wirksames Konjunkturprogramm

Ein Erfolg versprechendes Konjunkturprogramm sollte
anders aussehen. Die folgenden Punkte skizzieren
konkrete Maßnahmen, die erforderlich wären, um den
unzureichenden Schutzschirm für Arbeitsplätze der
Bundesregierung in ein wirksames Konjunkturpaket zu
verwandeln (vgl. ausführlich Horn/Truger 2008).

Um eine spürbare Wirkung zu entfalten, sollte der
gesamtstaatliche Impuls angesichts der Schärfe des
zu erwartenden Abschwungs im nächsten Jahr nicht
schwächer als 25 Mrd. Euro (1 % des BIP) sein. Dieser
Impuls darf nicht durch Haushaltskonsolidierungs-
maßnahmen an anderer Stelle konterkariert werden.
Ein Abschwung ist nicht die Zeit für Sparmaßnahmen
egal welcher Art: Ein Großteil eventueller Konsolidie-
rungsmaßnahmen würde aufgrund ihrer negativen
Rückwirkungen auf das Wirtschaftswachstum ohnehin
fast wirkungslos verpuffen. 

Sollte sich der Abschwung als noch stärker erwei-
sen als bisher angenommen und tatsächlich in eine
echte Rezession münden, müsste das Volumen des
Wachstumspaketes noch deutlich aufgestockt werden.
Angesichts der immer noch dramatischen Situation auf
den Finanzmärkten und der um sich greifenden Ver-
unsicherung muss eine kumulative Abwärtsspirale
unter allen Umständen vermieden werden, damit es
nicht zu einer Depression kommt. In der besonderen
Situation, in der sich die deutsche Wirtschaft und die
Weltwirtschaft gegenwärtig befinden, sollte die Fi-
nanzpolitik besser zu viel als zu wenig tun.

Das Konjunkturpaket sollte über die beschlossenen
Maßnahmen hinaus Elemente aus drei Teilbereichen
kombinieren, die sich sowohl zeitlich als auch hin-
sichtlich ihrer Wirkung optimal ergänzen. Bei den Teil-
bereichen handelt es sich um 

• die konjunktur- und wachstumspolitisch besonders
effektive dauerhafte Aufstockung der öffentlichen Inve-
stitionen in Bildung und ökologische Infrastruktur;

• die Stützung des privaten Konsums durch zeitlich be-
fristete breite Entlastungen für die privaten Haushalte;

• enge Kooperation zwischen den Gebietskörper-
schaften, insbesondere finanzielle Unterstützung der
Gemeinden, damit diese als zentrale öffentliche Inve-
storen ihre Investitionen bei konjunkturbedingten Ein-
nahmeausfällen nicht prozyklisch kürzen müssen.



und ihren Eigentümern und damit überwiegend den
Beziehern höherer Einkommen zugute. Ob und wann
es ggf. zu einer Überwälzung zugunsten der Konsu-
menten aufgrund von niedrigeren Preisen käme, ist un-
klar, so dass auch bei dieser Maßnahme die
konjunkturpolitische Effektivität nur gering wäre. Ähnli-
ches gälte auch für eine Senkung indirekter Steuern.

Steuer- und/oder Abgabensenkungen hätten
zudem fast alle den Nachteil, dass sie dauerhaft wären
und damit für den Staat dauerhaft zu Einnahmeausfäl-
len führen würden. Dadurch würde die Haushaltskon-
solidierung mittelfristig erheblich erschwert. Ähnlich wie
in den Jahren 2001 bis 2005, als es massive dauer-
hafte Steuerentlastungen bei Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer gab, würde dies die öffentlichen
Haushalte schon bald unter massiven Konsolidie-
rungsdruck setzen, so dass trotz des unabweisbaren
Bedarfs an zentralen Zukunftsinvestitionen schon wie-
der die nächsten Sparpakete geschnürt werden wür-
den. Dies ginge zu Lasten der Konjunktur, der
Versorgung der Menschen mit öffentlichen Gütern und
des Sozialstaates (Truger 2004; Vesper 2008).

Daher sollten Entlastungen für die privaten Haus-
halte grundsätzlich nur befristet gewährt werden. Eine
leicht umsetzbare befristete Maßnahme bestünde in
den im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz vorgesehe-
nen Abschlägen auf die Einkommen- und Körper-
schaftsteuer von bis zu 10 % der Steuerschuld.
Allerdings hätte diese Maßnahme wiederum den Nach-
teil, dass sie vor allem Haushalten mit höheren Ein-
kommen zugute käme – mit absehbar geringer
Durchschlagskraft auf den privaten Konsum.

Wie schon von Bofinger vorgeschlagen8 und in
Weiterentwicklung des Vorgehens in den USA in die-
sem Jahr sollte aus diesem Grund die Entlastung für
alle Haushalte mit einem einheitlichen Betrag pro
Haushaltsmitglied (einschließlich aller Kinder) gewährt
werden. Innerhalb des ersten Quartals 2009 könnten
bei einem Gesamtvolumen von 10 Mrd. Euro etwa
125,- Euro pro Kopf über die Einwohnermeldeämter als
Barschecks verschickt werden. Sollte sich der kon-
junkturpolitische Handlungsbedarf erhöhen, könnte der
Betrag auch entsprechend erhöht oder eine zweite
Welle von Schecks versandt werden. Die Verwendung
von Barschecks dürfte die Konsumneigung erheblich
erhöhen, da die meisten Wirtschaftssubjekte eher ge-
neigt sind, unerwartete Bargeldgeschenke sofort zu
konsumieren als gleich hohe Gutschriften auf dem
Konto. Zwar stellt ein solcher genereller Transfer an
alle Haushalte bislang einen Fremdkörper im deut-
schen öffentlichen Finanzsystem dar. Prinzipielle Hin-
dernisse für das Ausstellen solcher Schecks bestehen

8 Interview im Stern vom 05. August 2008.
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gigen Einstieg in eine mittelfristig angelegte dauerhafte
Aufstockung zentraler Zukunftsinvestitionen.

Auch wenn es sicher möglich sein sollte, schon im
nächsten Jahr die öffentlichen Investitionen um die ge-
nannten 10 bis 12 Mrd. Euro aufzustocken, dürfte ein
Großteil der Aufstockung vermutlich erst im zweiten
Halbjahr 2009 zu realisieren sein. Um die Wirtschaft
bis dahin nicht in den Abwärtssog trudeln zu lassen,
sollte ein Teil des fiskalischen Impulses aber bereits
möglichst früh im ersten Halbjahr wirksam werden.
Hierzu bietet sich eine breit angelegte Entlastung für
die privaten Haushalte zur Ankurbelung des privaten
Konsums an, bevor dann vor allem ab dem zweiten
Halbjahr 2009 die Aufstockung der öffentlichen Inve-
stitionen wirksam wird. Gegenüber den öffentlichen In-
vestitionen und dem Staatskonsum, die unmittelbar
produktionswirksam werden, haben Entlastungen für
die privaten Haushalte den Nachteil, dass sie erst dann
wirksam werden, wenn die durch sie erfolgte Steige-
rung der verfügbaren Einkommen auch tatsächlich in
den Konsum fließt und nicht in die Ersparnis. Daher
sollte ein möglichst großer Teil der Entlastung bei
Haushalten mit geringen und mittleren Einkommen
konzentriert werden, da diese eine besonders hohe
Konsumquote aufweisen. Werden dagegen eher Haus-
halte mit gehobenen und hohen Einkommen mit ent-
sprechend hoher Sparquote entlastet, wird sich dies
kaum positiv im privaten Konsum niederschlagen.

Die gegenwärtig viel diskutierten Steuer- und/oder
Abgabensenkungen erfüllen dieses Kriterium nicht: Die
vorgezogene Abzugsfähigkeit der Krankenversiche-
rungsbeiträge von der Einkommensteuer entlastet nur
Haushalte, die tatsächlich Einkommensteuer zahlen
und von diesen wiederum vor allem solche im geho-
benen und höheren Einkommensbereich. Während
diesen Steuerentlastungen in der Größenordnung von
bis zu 1.200 Euro im Jahr winkten, müssten sich Steu-
erzahler mit geringeren oder mittleren Einkommen mit
minimalen Entlastungen von wenigen Euro bis zu eini-
gen Hundert Euro bescheiden. Die häufig geforderte
„Rückgabe“ der kalten Progression, also die Erhöhung
aller Einkommensgrenzen des Tarifs um eine be-
stimmte (unterstellte) Inflationsrate, schnitte aus ver-
teilungspolitischer Sicht – allerdings auch nur bezogen
auf die Einkommensteuerzahler – zwar deutlich bes-
ser ab, würde aber dennoch höhere Einkommen ab-
solut bevorzugen und damit konjunkturpolitisch viel
Geld in ineffizienter Weise verschenken. Eine Senkung
der Sozialversicherungsbeiträge würde viele Arbeit-
nehmer bis zur Beitragsbemessungsgrenze immerhin
proportional entlasten und damit auch geringere Ein-
kommen erreichen. Allerdings käme bei paritätischer
Senkung die Hälfte der Entlastung den Unternehmen



jedoch nicht. Die Alternative bestünde in einer deutlich
aufwändigeren Approximation des vorgeschlagenen
Verfahrens durch befristete Änderungen bei einzelnen
Steuern und Sozialtransfers.

Die vorgeschlagenen Maßnahmen helfen dann am
besten, wenn sie möglichst von allen Gebietskörper-
schaften gemeinsam getragen werden. So sollten zu-
mindest der Bund und die Länder sich abstimmen und
gewährleisten, dass alle bereit sind, die aus dem Wir-
kenlassen der automatischen Stabilisatoren und der
vorgeschlagenen Maßnahmen resultierenden höheren
Defizite vorübergehend in Kauf zu nehmen. Es sollten
keine Trittbrettfahrer geduldet werden, die zwar die po-
sitiven Effekte der Umsetzung des Wachstumspaketes
dankend in Kauf nehmen, selbst aber keine Maßnah-
men ergreifen und sich auf Kosten der Allgemeinheit
sanieren.

Darüber hinaus wird es notwendig sein, dass sich
der Bund und die Länder auf eine besondere Unter-
stützung der Gemeinden bei den öffentlichen Investi-
tionen einigen. Diese dürfen sich nämlich anders als
der Bund und die Länder nur in sehr begrenztem Um-
fang verschulden. Brechen konjunkturbedingt ihre
Steuereinnahmen ein, sehen sie sich daher traditionell
gezwungen, ihre Investitionen zurückzufahren. Da sie
immer noch deutlich mehr als die Hälfte aller öffentli-
chen Investitionen tätigen, gerät dieses prozyklische
Verhalten schnell zu einem gesamtwirtschaftlichen
Problem. Gegenwärtig ist die kommunale Finanzlage
im Durchschnitt noch gut, so dass für das nächste Jahr
noch nicht mit dramatischen Investitionseinschränkun-
gen zu rechnen ist. Sollte die gegenwärtige Krise je-
doch länger dauern, müssen die Gemeinden durch
Bund und Länder unterstützt werden, etwa durch die
vorübergehende Senkung oder Aussetzung der Ge-
werbesteuerumlage, um endlich einen Abschwung
ohne den automatischen Destabilisator der kommuna-

len Investitionskürzungen zu überstehen. Mittelfristig
bestünde die überlegene Maßnahme in einer kommu-
nalen Finanzreform, die die kommunalen Steuerein-
nahmen konjunkturell entscheidend verstetigte.

Ein fiskalpolitisches Programm für Deutschland ist
notwendig und würde dabei helfen, die Stärke des ge-
genwärtigen Abschwungs zu vermindern und seine
Dauer erheblich zu verkürzen. Seine Effektivität ließe
sich noch deutlich steigern, wenn es nicht nur in
Deutschland zu einem entschlossenen fiskalpolitischen
Gegensteuern käme, sondern möglichst ein Wachs-
tumspaket für alle Mitgliedstaaten der Eurozone oder
besser noch der EU insgesamt aufgelegt würde. In die-
sem Fall würden in allen Ländern die Sickerverluste
nationaler Programme aufgrund steigender Importe
stark begrenzt. Da alle Mitgliedstaaten mehr oder we-
niger das gleiche konjunkturelle Problem haben, sollte
eine solche europaweite Stimulierung auch durchsetz-
bar sein. Hoffnungsvoll stimmt diesbezüglich, dass
jüngst auch einzelne Mitglieder der Bundesregierung
auf europäischer Ebene die Initiative ergriffen haben.
Ähnlich der Abschirmung der Finanzmärkte sollte sich
jedes Land im Rahmen von ECOFIN auf ein substan-
zielles Wachstumspaket in Höhe von mindestens 1 %
des jeweiligen BIP verpflichten; die jeweilige Ausge-
staltung bleibt ihm überlassen. Das vermeidet Tritt-
brettfahrerei und sorgt für einen ausreichenden Impuls.
Zusätzlich sollten alle Instrumente, Programme und
Mittel auf Gemeinschaftsebene mobilisiert werden.

Die Finanzpolitik wird den gegenwärtigen Ab-
schwung nicht mehr verhindern können – wohl aber
wird sie seine Stärke spürbar vermindern und seine
Dauer erheblich verkürzen können. Die Bundesregie-
rung sollte die sich nun bietenden Chancen einer akti-
ven Fiskalpolitik entschlossen nutzen und das bisher
völlig unzureichende Konjunkturpaket in der hier skiz-
zierten Richtung ausbauen. 
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